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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 R 121/16 B 
 
L 7 R 957/15 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 R 3021/14 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. September 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. März 2016 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 17.3.2016 hat das LSG Baden-Württemberg die Berufung des Klägers gegen den 

Gerichtsbescheid des SG vom 13.2.2015 als unzulässig verworfen und die Klage wegen des 

Bescheids vom 20.11.2014, betreffend die Vormerkung von Zeiten der Hochschulausbildung, 

sowie die Feststellungsklage abgewiesen. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat der Kläger Beschwerde zum BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf Rechtsprechungsabweichung (Divergenz), grundsätzliche Bedeu-

tung und Verfahrensfehler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht 

den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Krite-

rien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der 

Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet 

die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund 

der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die Darle-

gungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erkennen las-

sen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist 

und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss 

aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in ei-

nem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zugrunde zu legen haben wird (zum 
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Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird 

die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hat schon keinen tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG herausgestellt, mit dem 

dieses der Rechtsprechung des BSG widersprochen habe. Er macht vielmehr geltend, das Be-

rufungsgericht hätte die Berufung nicht als unzulässig verwerfen dürfen, sondern hätte eine 

Sachentscheidung treffen müssen. 

 

Mit diesem Vorbringen ist eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG nicht dargetan. Miss-

versteht oder übersieht das Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet 

deshalb das Recht fehlerhaft an, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen diver-

gierenden Rechtssatz aufgestellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 

SGG setzt vielmehr die Darlegung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung 

im angefochtenen Urteil infrage stellt. Dies ist nicht der Fall, wenn es eine höchstrichterliche Ent-

scheidung in ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). 

 

Darüber hinaus zeigt die Beschwerdebegründung auch nicht auf, dass die Entscheidung des 

LSG auf der behaupteten Divergenz beruht. Denn sie legt nicht dar, dass das BSG in den heran-

gezogenen Urteilen auf der Grundlage der darin angeblich aufgestellten Rechtssätze eine Fall-

konstellation, die mit derjenigen des Klägers vergleichbar ist, tragend anders entschieden hat 

als das LSG im angefochtenen Urteil. Dafür genügt es keinesfalls, der bundesgerichtlichen Ent-

scheidung isoliert einzelne Sätze zu entnehmen und - völlig losgelöst von ihrem Bezugsrah-

men - zu behaupten, es handele sich dabei um tragende höchstrichterliche Rechtssätze (Se-

natsbeschluss vom 13.2.2013 - B 5 R 398/12 B - BeckRS 2013, 66978 RdNr 8). Stattdessen ist 

der tatsächliche und rechtliche Kontext darzustellen, in dem die herangezogenen bundesgericht-

lichen Rechtssätze stehen (vgl hierzu zB BSG Beschluss vom 7.2.2007 - B 6 KA 

56/06 B - BeckRS 2007, 41946 RdNr 10 mwN). Zum Kontext der Urteile des BSG ist der Be-

schwerdebegründung aber schon deshalb nichts zu entnehmen, weil sie verschweigt, welchen 

Sachverhalt das BSG jeweils zu beurteilen hatte, sodass auch nicht deutlich wird, welche rechtli-

chen Aussagen es wirklich getroffen hat und welche Aussagen ggf auf einer Interpretation des 

Klägers beruhen. Eine konkrete Sachverhaltsdarstellung auch der Entscheidungen des BSG ge-

hört aber zu den Mindestvoraussetzungen, um die Entscheidungserheblichkeit der Divergenzrü-

ge prüfen zu können. Denn eine die Rechtseinheit gefährdende Abweichung kann nur bei glei-

chem oder vergleichbarem Sachverhalt vorliegen, auf den dieselben Rechtsnormen anzuwen-

den sind. 

 

Auch die Grundsatzrüge hat keinen Erfolg. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Be-

deutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürf-
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tig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter 

Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, 

dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revi-

sionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Dar-

legungspflicht zu genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (kon-

krete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausge-

hende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darle-

gen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Der Kläger hält folgende Fragen für grundsätzlich bedeutsam: 

 (1) "Ob der Übergang von einer Untätigkeitsklage in eine Anfechtungs- und Verpflichtungs-
klage eine echte Klageänderung (§ 99 Abs. 1 SGG) darstellt, oder ob diese Umstellung 
gemäß § 99 Abs. 3 Nr. 2 SGG nicht als Klageänderung gilt, weil es nur um eine Er-
weiterung des Klageantrags bei unverändertem Klagegrund geht." 
 

 (2) "Ist ein Kläger, der seine Untätigkeitsklage, nach deren Erledigung in eine Anfechtungs- 
und Verpflichtungsklage/Leistungsklage umstellen möchte, diese Umstellung jedoch 
auf Grund nach seiner Auffassung anderweitig vorhandener Rechtshängigkeit unzuläs-
sig wäre, verpflichtet, fristwahrend gegen den Streitgegenstand der beabsichtigten An-
fechtungs- und Verpflichtungsklage/Leistungsklage Widerspruch bzw. Klage zu erhe-
ben, oder das Gericht verpflichtet ist, bis zur Klärung der behaupteten anderweitigen 
Rechtshängigkeit den Rechtsstreit auszusetzen?" 
 

 (3) "Ist im Falle der Verfahrensaussetzung bis zur Klärung der Frage der behaupteten an-
derweitigen Rechtshängigkeit die Frist für Einlegung des Widerspruchs bzw. Erhebung 
der Klage gehemmt?" 

 

Mit diesen Fragen ist die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. Bei den 

Fragen 2 und 3 hat der Kläger keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer revisiblen Norm gestellt. Denn sie lassen schon völlig offen, welches gesetz-

liche Tatbestandsmerkmal welcher Bundesnorm (§ 162 SGG) mit Blick auf welche Bestimmung 

ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. Soweit die 

Frage 1 als Rechtsfrage angesehen wird, fehlt es jedenfalls an ausreichenden Ausführungen zur 

Klärungsfähigkeit. Insofern hätte der Kläger aufzeigen müssen, welchen Sachverhalt das LSG 

für das BSG bindend festgestellt hat (§ 163 SGG) und dass auf dieser Grundlage im angestreb-

ten Revisionsverfahren notwendig über die mit der Beschwerde angesprochene Problematik 

entschieden werden muss. Der Kläger gibt bereits nicht den der Berufungsentscheidung zugrun-

de liegenden, vom LSG festgestellten Sachverhalt wieder. Zwar schildert er einen Sachverhalt. 

Ob die dort angegebenen Tatsachen auf Feststellungen des Berufungsgerichts beruhen, ist sei-

nen Ausführungen nicht zu entnehmen. Fehlt jedoch die maßgebliche Sachverhaltsdarstellung, 

wird das Beschwerdegericht nicht in die Lage versetzt, allein anhand der jeweiligen Beschwer-

debegründung zu beurteilen, ob die als grundsätzlich erachteten Rechtsfragen entscheidungser-

heblich sind. Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des Beschwerdegerichts, sich die maßgeb-

lichen Tatsachen aus der angegriffenen Entscheidung selbst herauszusuchen (Senatsbeschlüs-
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se vom 16.5.2012 - B 5 R 442/11 B - BeckRS 2012, 70568 RdNr 13 und vom 21.2.2012 - B 5 R 

222/11 B - BeckRS 2012, 69065 RdNr 9). 

 

Die Verfahrensrügen haben ebenfalls keinen Erfolg. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen für die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Ver-

fahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber 

hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend 

von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit ei-

ner Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger macht als Verfahrensfehler geltend, weder das LSG noch das SG hätten ihm die 

Möglichkeit gegeben, durch Aussetzung des gerichtlichen Verfahrens (§ 114 Abs 2 SGG ana-

log) ein aus deren - nach Auffassung des Beschwerdeführers jedoch unzutreffender - Sicht ge-

botenes Vorverfahren nachzuholen (Hinweis auf BSG Beschluss vom 4.3.2014 - B 1 KR 

43/13 B). 

 

Einen solchen Verstoß des LSG hat die Beschwerdebegründung nicht schlüssig dargelegt. Ein 

Verfahrensfehler iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist ein Verstoß des Gerichts im Rahmen des 

prozessualen Vorgehens im unmittelbar vorangehenden Rechtszug, sodass grundsätzlich ein 

solcher Verfahrensfehler des SG nicht geltend gemacht werden kann (vgl Leitherer in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 160 RdNr 16a mwN). Bezüglich des LSG hat 

der Kläger nicht dargelegt, dass er einen entsprechenden Antrag vor dem LSG gestellt hat und 

diesen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung aufrechterhalten hat (vgl § 114 Abs 2 S 2 

SGG). 

 

Der Kläger rügt des Weiteren, "dass es sich vorliegend um ein sogenanntes überraschendes 

Urteil" handele. Er rügt damit sinngemäß eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung 

rechtlichen Gehörs (vgl Art 103 Abs 1 GG, § 62 SGG). 

 

Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbringen der Beteiligten 

zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht nachgekommen ist (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse 

stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 

Nr 12 S 19). Dementsprechend sind insbesondere Überraschungsentscheidungen verboten (vgl 
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dazu Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, aaO, § 62 RdNr 8b mwN). Eine Entschei-

dung überrascht, wenn mit ihr auch ein gewissenhafter und kundiger Prozessbeteiligter selbst 

unter Berücksichtigung der Vielzahl vertretbarer Rechtsauffassungen nach dem bisherigen Ver-

lauf des Verfahrens nicht zu rechnen brauchte (vgl BVerfGE 86, 133, 144 f; BSG, Beschlüsse 

vom 21.9.2006 - B 12 KR 24/06 B - Juris RdNr 9 und vom 5.12.2001 - B 7 AL 166/01 B - Juris 

RdNr 6; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 701). 

 

Zur Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß 

gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf 

dadurch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen 

kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36 S 53). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Ge-

hörsrüge, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtli-

ches Gehör zu verschaffen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 

= SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht 

ausreichend gerecht. Soweit sie im Kern das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 

SGG) des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintli-

che - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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